
Aktenzeichen: 7 AZR 92/87
Bundesarbeitsgericht 7. Senat Urteil vom 30. Okt'ober 1987

- 7 AZR 92/87 -

-70 2 Z

I. Arbeitsgericht 
Hagen

Urteil vom 24. Juli 1986 
- 4 Ca 499/86 -

II. Landesarbeitsgericht 
Hamm

Für die Amtliche Sammlung 
Für die Fachpresse:
Für das Bundesarchiv:

Urteil vom 20. November 1986 
- 10 Sa 1614/86 -

Nein
Ja
Nein

Entscheidungsstichwort:
Berufungsurteil ohne Tatbestand

Gesetz: ZPO § 543, § 313 Abs. 1 Nr. 5

Leitsatz:
Nimmt das Landesarbeitsgericht von der Darstellung des 
Tatbestandes "nach § 543 ZPO Abstand", so liegt keine 
Bezugnahme auf den Tatbestand des erstinstanzlichen Ur­
teils i S von § 543 Abs 2 Satz 2 ZPO vor.

Hinweise des Senats:
Anschluß an Senatsurteil vom,29. August 1984 - 7 AZR 
617/82 - insoweit BAGE 46, 179 = AP Nr. 4 zu § 543 ZPO 1977; 
an Sechsten Senat, Urteil vom 22. November 1984 - 6 AZR 
1.03/82 - AP Nr. 5 zu § 543 ZPO 1977
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7 AZR 92/87
10 Sa 1614/86 Hamm
Verkündet am 
30. Oktober 1937

Im Namen des Volkes!

Range,
Reg.-Sekretärin 
als Urkundsbeamter

Urteil

der Geschäftsstelle In Sachen

PP •

hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß § 128 
Abs. 2 ZPO in der Sitzung vom 30* Oktober 1987 durch den Vor
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sitzenden Richter Dr. Seidensticker, die Richter Dr. Steckhan 
und Schliemann sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Blaeser 
und Jubelgas für Recht erkannt:

1. Auf die Revision des Beklagten wird das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 
20. November 1986 - 10 Sa 1614/86 - auf­
gehoben .

2. Der Rechtsstreit wird zur erneuten Ver­
handlung und Entscheidung, auch über die 
Kosten der Revision, an das Landesarbeits­
gericht zurückverwiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Das Berufungsgericht führt in seinem Urteil unter "Tatbe­
stand” folgendes aus:

"Die Parteien streiten um die Wirksamkeit einer 
Kündigung, insbesondere darüber, ob die Kündigung 
von dem dazu bevollmächtigten Vertreter und vom 
richtigen Arbeitgeber ausgesprochen worden ist, 
ob die Kündigungsschutzklage rechtzeitig gegen 
den richtigen Arbeitgeber erhoben, ob der Betriebs­
rat richtig angehört worden ist und schließlich, 
ob die Kündigung materiell berechtigt war. Das 
Arbeitsgericht hat der Feststellungsklage der Klä­
gerin statt gegeben. Hiergegen richtet sich die 
Beruf ung.
Von der weiteren Darstellung des Tatbestandes wird 
nach § 543 ZPO Abstand genommen."

In den "Entscheidungsgründen",das Berufungsurteils finden
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sich weitere vereinzelte Tatsachenfeststellungen.

Mit welchen Anträgen, mit welchem unstreitigen Sachverhalt, 
mit welchem streitigen Vorbringen im Berufungsrechtszug verhan­
delt worden ist, ist dem Berufungsurteil selbst nicht zu ent­
nehmen .

Das Arbeitsgericht hat dem Weiterbeschäftigungsantrag und 
dem (allgemeinen) Feststellungsantrag, daß das Arbeitsverhältnis 
ungekündigt fortbesteht, stattgegeben, dagegen den (speziellen) 
Kündigungsschutzantrag abgewiesen. Gegen das erstinstanzliche 
Urteil hat nur der Beklagte Berufung eingelegt. Sie ist durch das 
Landesarbeitsgericht zurückgewiesen worden. Mit seiner im Urteil 
des Landesarbeitsgerichts zugelassenen Revision verfolgt der Be­
klagte sein Ziel der vollständigen Abweisung der Klage weiter.

Die Parteien haben sich im Revisionsrechtszug mit einer 
Verhandlung und Entscheidung im schriftlichen Verfahren einver­
standen erklärt.

E n t s c h e i d u n g s g r U n d e  :

Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung des an­
gefochtenen Urteils und zur Zurückverweisung der Sache an das 
Landesarbeitsgericht (vgl. I 565 Abs. 1 ZPO).

I. Das Berufungsurteil ist schon deshalb aufzuheben, weil es 
entgegen § 313 Abs. 1 Nr. 5, § 5^3 Abs. 2 ZPO keinen Tat­
bestand enthält. Dieser Mangel ist von Amts wegen zu beachten; er
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macht die revisionsgerichtliche Prüfung des Urteils unmöglich 
(vgl. BAG Urteil vom 30. Oktober 1970 - 5 AZR 196/70 - AP 
Nr. 7 zu § 313 ZPO; BGHZ 73, 243 = AP Nr. 1 zu § 543 ZPO; BAGE 
36, 312 = AP Nr. 3 zu § 543 ZPO 1977; Senatsurteil vom 29. Au­
gust 1934 - 7 AZR 617/82 insoweit abgedruckt in BAGE 46, 179 =
AP Nr. 4 zu § 543 ZPO 1977; BAG Urteil vom 22. November 1984 
- 6 AZR 103/82 - AP Nr. 5 zu § 543 ZPO 1977).

1. Nach § 313 Abs. 1 Nr. 5 ZPO, der nach näherer Maßgabe des
§ 543 ZPO auch für ein Berufungsurteil gilt, muß das Urteil einen 
den Anforderungen des § 313 Abs. 2 ZPO entsprechenden Tatbestand 
enthalten. Nur dann, wenn gegen das Berufungsurteil die Revision 
nicht stattfindet, kann gemäß § 543 Abs. 1 ZPO von der Darstel­
lung des Tatbestandes abgesehen werden. Ist dagegen die Revision 
statthaft, so hat das Berufungsurteil einen Tatbestand zu ent­
halten, für den dann allerdings die Erleichterungen des !> 543 
Abs. 2 ZPO gelten (vgl. Senatsurteil vom 29. August 1984, 
aaO).

2. Das Landesarbeitsgericht hat in seinem Urteil die Revision 
ausdrücklich zugelassen. Das Urteil hätte deshalb im oben be­
schriebenen Sinne einen Tatbestand enthalten müssen. Tatsächlich 
enthält es einen solchen Tatbestand jedoch nicht.

a) Die Ausführungen des Landesarbeitsgerichts in dem mit Tat­
bestand überschriebenen Teil des Rechtsstreits geben lediglich 
eine Streitstruktur genereller Art wieder. Sie lassen aber einen 
Tatbestand im Sinne von Sachverhaltsfeststellungen überhaupt
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nicht erkennen.

Die weiteren in den Ent seheidungsgründen enthaltenen ein­
zelnen Tatbestandselemente genügen ebenfalls nicht, um erkennen 
zu können, daß das Urteil hinsichtlich der Anforderungen an sei­
nen Tatbestand den Regelungen des § 543 Abs. 2 Satz 1 ZPO ge­
nügt. Unter I 1 a ist den Entscheidungsgründen zu entnehmen, daß 
das Kündigungsschreiben vom 14. Februar 1986 den Briefkopf 
"Arbeiterwohlfahrt Kreisverband E " trägt und daß die
Kündigungsformel lautet: "Hiermit kündigen wir Ihr Arbeitsver­
hältnis mit uns zum heutigen Tage fristlos." Weiter stellt das 
Berufungsgericht fest, es sei unstreitig, "daß das Arbeitsver­
hältnis in die Unternehmerschaft des jetzigen Beklagten Uberge­
gangen" ist und daß die Parteien im Nachhinein Einigkeit erzielt 
hätten, daß die Kündigung "von der richtigen Stelle" ausgespro­
chen worden sei. Unter I 3 wird im Berufungsurteil festgestellt, 
daß die Klägerin ihren Arbeitgeber "falsch bezeichnet als 'die 
Arbeiterwohlfahrt Bezirk Westliches Westfalen'". Schließlich 
heißt es, daß die Klage am 6. März 1986 beim Arbeitsgericht 
eingegangen ist, "während die Zustellung frühestens durch das 
Entgegenkommen des Beklagten im GUtetermin am 8. April 1985 als 
erfolgt angesehen werden" könne und daß keinerlei Reaktion ge­
zeigt worden sei bei der Erörterung, ob eine fristlose, vor­
sorglich auch fristgemäße Kündigung ausgesprochen worden sei.

b) Diese punktuellen Feststellungen des Berufungsgerichts 
stellen weder in ihrer Gesamtheit noch einschließlich der Aus­
führungen in dem mit "Tatbestand" überschriebenen Teil des Ur-
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teils einen Tatbestand im Sinne des § 543 Abs. 2 Satz 1 ZPO dar. 
Die Parteien haben vielmehr in ihren Schriftsätzen im Berufungs­
rechtszug sehr viel weitergehende Tatsachenvorträge angekündigt, 
insbesondere zur Frage des wichtigen Grundes und der Beteiligung 
des Betriebsrats. Inwieweit die Parteien allerdings ihr schrift- 
sätzlich angekündigtes Vorbringen im Berufungsrechtszug tatsäch­
lich vorgetragen haben, ist dem Berufungsurteil nicht zu entneh­
men. Ebensowenig ist ihm zu entnehmen, ob und inwieweit die Or­
ganisation des Beklagten, insbesondere sein Verhältnis zu den 
sogenannten Kreisverbänden, Gegenstand des zweitinstanzlichen 
Tatsachenvortrags ist.

3. Dieser Mangel des Urteils ist auch nicht mit Hilfe von § 543 
Abs. 2 Satz 2 ZPO behoben. Nach dieser Vorschrift ist eine Be­
zugnahme auf das angefochtene Urteil sowie auf Schriftsätze, 
Protokolle und andere Unterlagen zulässig, soweit hierdurch die 
Beurteilung des Parteivorbringens durch das Revisionsgericht 
nicht erschwert wird. Das Berufungsurteil enthält keinerlei Be­
zugnahme auf das angefochtene Urteil. Denn das Landesarbeitsge­
richt hat gerade nicht auf das angefochtene Urteil des Arbeits­
gerichts Bezug genommen, sondern es hat ausdrücklich von der 
weiteren Darstellung des Tatbestandes "nach § 543 ZPO A b ­
s t a n d  g e n o m m e n "  . Das ist das eindeutige Gegenteil 
einer Bezugnahme auf das angefochtene Urteil, denn damit ist das 
Landesarbeitsgericht nach § 543 Abs. 1 ZPO verfahren. Dies war 
rechtsfehlerhaft. Nach § 543 Abs. 1 ZPO darf nur verfahren w e r ­
den, wenn das Berufungsurteil der Revision nicht unterliegt.
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II. Bei dieser Sach- und Rechtslage mußte das angefochtene Ur­
teil schon wegen des fehlenden Tatbestandes aufgehoben und die 
Sache an das Berufungsgericht zurückverwiesen werden, ohne daß es 
noch eines Eingehens auf die von der Revision erhobenen Rügen 
bedurfte.

III. Bei der erneuten Verhandlung und Entscheidung wird das Lan­
desarbeitsgericht, falls es die Ordnungsmäßigkeit und Rechtzei­
tigkeit der Klageerhebung bejaht und es zu dem Ergebnis gelangt, 
daß die fristlose Kündigung gemäß § 626 Abs. 1 BGB unwirksam 
sei, zu beachten haben, daß eine Umdeutung der fristlosen in eine 
fristgemäße Kündigung u. a. voraussetzt, daß der Betriebsrat
der fristlosen Kündigung uneingeschränkt zugestimmt hat (vgl.
BAG Urteil vom 16. März 1978 - 2 AZR 42-4/76 - BA.GE 30, 176 r AP 
Nr. 15 zu § 102 BetrVG 1972).

Dr. Seidensticker Dr. Steckhan Schliemann
Dr. Blaeser Jubelgas
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